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P O S T U L A T von Heinz Kyburz (EDU, Männedorf), Hans Peter Häring (EDU, Wettswil  

a. A.) und Erich Vontobel (EDU, Bubikon) 
 
betreffend Good Governance des Kantons Zürich 
__________________________________________________________________________ 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen zu prüfen, welche gesetzlichen Grundlagen zu erarbeiten 
und welche Massnahmen zu treffen sind, um eine gute Regierungsführung (Good Governance) 
zu erreichen, die bei allen bedeutungsvollen Entscheiden den Einbezug der ganzen Regierung 
und nicht nur der einzelnen Direktionsvorsteher gewährleistet. 
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Begründung: 
 
Gute Regierungsführung (deutsch für Good Governance) bezeichnet ein gutes Steuerungs- 
und Regelungssystem und beinhaltet gutes Regierungs- und auch Verwaltungshandeln, ein-
schliesslich einer guten Haushalts- bzw. Budget-Mittel-Bewirtschaftung. Dies erfordert, dass 
bedeutungsvolle Entscheide vom Gesamtregierungsrat und nicht nur von den einzelnen 
Direktionsvorstehern getroffen werden. Analog zu den Gemeinden und zur Privatwirtschaft soll 
die Regierung dafür besorgt sein, dass alle in ihrem Verantwortungsbereich liegenden bedeu-
tungsvollen Gegebenheiten nicht nur den einzelnen Direktionsvorstehern, sondern dem Ge-
samtregierungsrat zur Kenntnis gebracht werden, um rechtzeitig und nachhaltig die erforderli-
chen Massnahmen ergreifen und Entscheide fällen zu können. Der Regierungsrat soll insbe-
sondere prüfen, welche Richtlinien und Abläufe verändert werden müssen, damit die Regie-
rung über alle wesentlichen Informationen verfügt und dadurch sachlich richtige Entscheide 
fällen kann. 
 
Anlass für dieses Postulat ist der Bericht der PUK BVK, welcher aufgezeigt hat, dass die ein-
zelnen Direktionen vorwiegend nur ihre «Gärtchen» pflegen und der Informationsfluss über 
bedeutende Gegebenheiten bis zum Gesamtregierungsrat oft nicht sichergestellt ist. So muss 
künftig gewährleistet sein, dass der Gesamtregierungsrat z. B. zu Anlagestrategien, zu strate-
gischen Entscheiden in der BVK und zu Abklärungen der Staatsanwaltschaft über Chefbeamte 
einbezogen wird. 
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